
Amtliche Bekanntmachung Nr. 58/2012 
 

  III. Nachtrag  
zur Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 

vom 16.12.2008 
 
 

Auf grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung f ür das Land Nordrhein-Westf alen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
v om 18. September 2012 (GV. NRW. 2012, S. 421ff.), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes f ür das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) v om 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 
1969, S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz v om 13. Dezember 2011 (GV. NRW. 2011, S. 687)  in der Fassung 
der Bekanntmachung v om 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
v om 16.03.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185 ff.) hat der Rat der Stadt Herzogenrath in seiner Sitzung am 11.12.2012 
die f olgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

§ 4 erhält f olgende Fassung: 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühr 

 
(1) Die Gebühr f ür Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen Schmutzwassers 

berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grundstücken oder Abwassersammelgruben 
zugef ührt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. Veranlagungszeitraum ist das 
Kalenderjahr. 

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserv ersorgungsanlage bezogene 

Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die ev entuell aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. priv aten 
Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf  dem 
Grundstück nachweisbar v erbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die städtische 
Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 

 
(3) Die dem Grundstück zugef ührten Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Bei dem aus der 

öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser ist die Wasserbezugsmenge maßgebend, die 
v on dem  Wasserversorgungsunternehmen v or dem jeweiligen Veranlagungsjahr rechnungsmäßig 
f estgestellt (abgelesen oder geschätzt) wurde. Bei dem zugrundeliegenden 12-Monats-Zeitraum handelt es 
sich nicht um ein Kalenderjahr, da der Ablese-(Mess-) Zy klus des Wasserv ersorgungsunternehmens zu 
berücksichtigen ist. 
 

       Erfasst der Abrechnungszeitraum beim Wechsel eines Wasserversorgungsunternehmens oder wegen 
Änderung des Abrechnungszeitraumes weniger als 11 Monate, wird die rechnungsmäßig f estgestellte (= 
abgelesene oder geschätzte) Wasserbezugsmenge auf eine Jahreswasserbezugsmenge hochgerechnet. 

 
       Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß f unktioniert, so wird die Wassermenge unter Zugrundelegung 

des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt und nach zeitnahen Verbräuchen abgerechnet. 
 
(4) Bei der Wassermenge aus priv aten Wasserv ersorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, 

Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine 
Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler zu f ühren. Der Nachweis über den 
ordnungsgemäß f unktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpf lichtigen. Die Zählerstände sind der 
Stadt innerhalb eines Monats nach Ablauf des Bemessungszeitraumes mitzuteilen. Ist dem 
Gebührenpf lichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Stadt berechtigt, die 
aus diesen Anlagen zugef ührten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch die 
wasserrechtliche Erlaubnis f estgelegten Entnahmemengen oder auf  der Grundlage der Pumpleistung sowie 
Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im 
Stadtgebiet). Eine Schätzung erf olgt auch, wenn der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert.  

 
(5) Bei neu angeschlossenen Wohngrundstücken, für die der Wasserverbrauch für den Zeitraum nach Absatz 3 

noch nicht v orliegt, ist ab Entstehung der Gebührenpf licht zunächst eine Abwassermenge von jährlich 40 
cbm je Bewohner zugrunde zu legen.  
 

 Bei neu angeschlossenen Gewerbe- und Industriebetrieben, f ür die der Wasserv erbrauch f ür den Zeitraum 
nach Absatz 3 noch nicht v orliegt, bildet zunächst die Wassermenge, die während der ersten vier Monate aus 
der öffentlichen oder sonstigen Wasserversorgungsanlage entnommen wurde, die Grundlage f ür die 
Gebührenberechnung. Die Wassermenge ist auf ein Jahresergebnis umzurechnen.  
   



Nach Vorliegen der tatsächlichen Wasserbezugsmengen f ür einen vollen Bemessungszeitraum erfolgt bei 
neu angeschlossenen Grundstücken und neu angeschlossenen Gewerbe- und Industriegebieten eine 
Abrechnung nach Absatz 3. 

 
(6) Auf Antrag werden die Wassermengen, die nachweislich in einem Kalenderjahr nicht in die städtische 

Kanalisation eingeleitet werden, bei der Ermittlung der Abwassermenge abgezogen. Von dem Abzug sind 
Wassermengen bis zu 15 m³ jährlich ausgeschlossen. Der Nachweis der verbrauchten und zurückgehaltenen 
Wassermengen obliegt dem Gebührenpf lichtigen. Der Gebührenpf lichtige ist v erpf lichtet, den Nachweis der 
v erbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen durch einen auf  seine Kosten eingebauten 
ordnungsgemäß funktionierenden Abwassermesser oder Wasserzähler zu f ühren. Der Nachweis über die 
ordnungsgemäße Funktion des Abwassermessers oder Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Vor 
dem Einbau des Abwassermessers oder Wasserzählers ist der Standort der Installation mit der Stadt 
abzuklären. Ein entsprechender Antrag ist spätestens einen Monat nach Zustellung des Abgabenbescheides 
bei der Stadt einzureichen. Ist ein Abwassermesser oder Wasserzähler installiert, erfolgt die Ablesung durch 
den Gebührenpf lichtigen grundsätzlich zeitgleich mit der Ablesung des Hauptwasserzählers des 
Wasserversorgers. Ist der Einbau eines Abwassermessers oder eines Wasserzählers im Einzelf all nicht 
zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen, aus denen 
sich insbesondere ergibt, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der städtischen 
Abwasseranlage nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüf baren 
Unterlagen müssen geeignet sein, der Stadt eine zuv erlässige Schätzung der auf  dem Grundstück 
zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Soweit der Gebührenpf lichtige aus diesem Grund mittels 
eines speziellen Gutachtens den Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen v om Inhalt, 
v on der Vorgehensweise und v om zeitlichen Ablauf vorher mit der Stadt abzustimmen.   

 
(7) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 3,40 Euro. 
 
 

Artikel 2 
 

§ 5 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt f ür jeden Quadratmeter bebauter bzw. überbauter und/oder befestigter Fläche i.S.d. Abs.1 
0,94 Euro. 
 
 

Artikel 3 
 
§ 8 erhält f olgende Fassung: 
 

§ 8  
Fälligkeit der Gebühren / Abschlagszahlungen 

       
(1) Die Benutzungsgebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides f ällig. Die 

Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden. 
 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen erf olgt einmal jährlich. 

Soweit erf orderlich, kann sich die Stadt hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflichtigen bedienen. 
 
(3) Die Stadt erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden Kalenderjahres Abschlagszahlungen in Höhe 

v on ¼ des Betrages der mit dem Gebührenbescheid festgelegten Jahres-Abwassergebühr. Die Gebühr 
entsteht am 01.01. des jeweiligen Kalenderjahres. 

 
 
 

Artikel 4 
           
§ 10  Absatz 5 erhält f olgende Fassung: 
Die Gebühr beträgt ab 01.01.2013  31,30 Euro pro m³ abgefahrenen Klärschlamm. 
 
 

Artikel 5 
 
Die übrigen Bestimmungen der Abwassergebührensatzung bleiben unverändert. 
 
 

Artikel 6 
 
Dieser Nachtrag tritt zum  01.01.2013 in Kraft. 
 



 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der III. Nachtrag zur Satzung über die Erhebung v on Abwassergebühren und den Kostenersatz f ür 
Grundstücksanschlüsse v om 16.12.2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung f ür das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit 
gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass eine Verletzung v on Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung f ür das Land Nordrhein-Westf alen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine v orgeschriebene Genehmigung f ehlt oder ein v orgeschriebenes Anzeigev erf ahren wurde nicht 
durchgef ührt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss v orher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verf ahrensmangel ist gegenüber der Stadt v orher gerügt und dabei die v erletzte 

Rechtsv orschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Herzogenrath, den 12.12.2012 
gez.: Christoph v on den Driesch 
Bürgermeister 
 
 


